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helfen. Das ist ein wechselnder
Prozess, denn ein Kind ist nicht nur
gut oder nur schwach. Die beson-
dere Förderung besteht auch da-
rin, dass jedes Kind seinem eige-
nen Tempo entsprechend arbeiten
und lernen kann. Durch einen ho-
hen Anteil an selbstorganisiertem
Lernen hat der Lehrer/ die Lehrerin
die Möglichkeit individuellerer För-
derung – für die Starken und die
Schwachen. Durch wöchentliche
Rückmeldegespräche wissen alle
Kinder, wo sie gerade stehen. Las-
sen wir doch dieser Schulart ein-
fach mal Zeit, sich zu entwickeln
und zu etablieren
Andrea Krieg,

Heilbronn

Andere Philosophie

Schade, auch in diesem Artikel
geht es bei der Darstellung der
Schularten nur um Zahlen und
Geld. Vieles, was fälschlich über die
Gemeinschaftsschule im Umlauf
ist, wurde zwar relativiert, aber auf
die wichtigste Unterscheidung
wurde nicht eingegangen. Die Ge-
meinschaftsschule hat eine andere
Philosophie als die traditionellen
weiterführenden Schulen. Sie geht
davon aus, dass es besser ist, wenn
alle Kinder gemeinsam miteinan-
der und voneinander lernen. Jeder
und jede hat andere Stärken und
Schwächen, die es zu nutzen gilt.
Der Starke kann dem Schwachen

Rückgang von 40 Prozent. Richtig
ist, dass sich dieser Rückgang ab
2012 mit Wegfall der verbindlichen
Grundschulempfehlung beschleu-
nigt hat. Fakt ist aber, dass die Ak-
zeptanz der Hauptschule bei den
Eltern schon seit mindestens 15
Jahren schwindet – und nicht erst
seit der Aufhebung der verbindli-
chen Grundschulempfehlung. Der
Elternwille lässt sich eben nicht so
ohne weiteres steuern. Fakt ist,
dass die Stärkung des Elternwil-
lens im Übergangsverfahren den
Druck auf alle Beteiligten – Kinder,
Eltern wie Lehrkräfte – erheblich
reduziert hat.
Barbara Bürgy,

Leingarten

Elternwille nicht steuerbar
Zum Faktencheck Bildungspolitik
von Michael Schwarz, 23. Januar.
Bedauerlich ist an dem Artikel,
dass der Blick auf die Fakten eher
oberflächlich bleibt. Herr Schwarz
unterstellt, dass die Aufhebung der
Verbindlichkeit der Grundschul-
empfehlung 2012 zu einem Rück-
gang der Schülerzahlen geführt
habe. Fakt ist jedoch, dass im Jahr
2000 insgesamt 39 966 Schüler/
innen aus der Grundschule in die
Klasse 5 der Haupt- und Werkreal-
schule überwechselten, 2011 wa-
ren es bei noch verbindlicher
Grundschulempfehlung nur noch
23 769, dies entspricht einem

Leserstimmen

Karikatur des Tages

Flüchtlingsfamilie erschöpft und glücklich am Ziel. Zeichnung: Horst Haitzinger

Kommentare

Ein bisschen Frieden
mittlerweile sind, weil selbst das,
was scheinbar einvernehmlich ver-
einbart wurde, unterschiedlich aus-
gelegt wird. Insofern war der
Druck, der auf Angela Merkel,
Horst Seehofer und Sigmar Gabriel
lastete, sehr groß. Sechs Wochen
vor den wichtigen Landtagswahlen,
die auch über das Schicksal der
Kanzlerin wie des SPD-Chefs ent-
scheiden, waren sie geradezu ge-
zwungen, den Streit beizulegen,
wollten sie nicht die Zukunft der
Großen Koalition in Berlin insge-
samt aufs Spiel setzen.

So hat der Gipfel der drei Partei-
chefs zwar fürs Erste für ein biss-
chen Frieden in der Koalition ge-
sorgt, doch an den grundsätzlichen
Konfliktlinien innerhalb der Regie-
rung nichts geändert. Horst Seeho-
fer hält seine Androhung, notfalls
gegen die Regierung Merkel vor
dem Bundesverfassungsgericht zu
klagen, weiter aufrecht.
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Der Asylkompromiss der großen
Koalition bedeutet nur eine Atem-
pause. Die Konflikte bleiben.

Von Martin Ferber

War das wirklich nötig? Schon am 5.
November hatten sich die Vorsitzen-
den von CDU, CSU und SPD in allen
Details auf das Asylpaket II geeinigt,
nach ihrem Willen sollte das Geset-
zespaket noch im alten Jahr in den
Bundestag eingebracht und danach
„zügig verabschiedet“ werden.
Doch dieses Versprechen erwies
sich als zu voreilig.

In der Frage des Familiennach-
zugs für Flüchtlinge aus Syrien, die
nur den eingeschränkten subsidiä-
ren Schutz genießen, kam es zu ei-
nem Konflikt, den die Koalitionäre
auf offener Bühne austrugen. Ein
zweiter Gipfel der Parteichefs war
nötig, um das bereits Beschlossene
noch einmal zu beschließen. Der
Vorgang ist ein Beleg dafür, wie
hochgradig nervös Union und SPD

Riskante Strategie
Die Trump-Show geht weiter. Di-
rekt vor den Vorwahlen boykottiert
der Republikaner die TV-Debatte.

Von Jens Schmitz

Donald Trump hat hoch gepokert –
auf ein Ergebnis muss er bis Montag
warten. Keine Frage, der Casino-
mogul weiß, wie man zockt. Als Star
der Reality-Show „The Apprentice“
hat er gelernt, Massen zu faszinie-
ren. Der Boykott der jüngsten Repu-
blikaner-Debatte zeugt von Kalkül:
Trump hatte hier nichts zu gewin-
nen, im Gegenteil. Sie war für seine
Verfolger die letzte Chance, vor den
Vorwahlen gemeinsam über ihn her-
zufallen. Inhaltlich kann er mit den
meisten nicht mithalten. Und was er
selbst zu sagen hat, ist seiner Basis
bekannt. Die Gründe für den Boy-
kott waren fadenscheinig, doch
Trumps Kandidatur lebt ohnehin
von der Geste: Erneut sehen seine
Anhänger einen Kandidaten, der

sich nichts gefallen lässt und ver-
meintlich unverrückbaren Regeln
die Stirn bietet.

Risikolos ist diese Strategie nicht,
denn auch in konservativen Kreisen
verfängt die Frage, ob jemand, der
vor einer Journalistin kneift, die
freie Welt führen sollte. Trump
scheint das jedoch für kontrollierbar
zu halten, zumal es weitere Vorteile
gibt: Es war abzusehen, dass die De-
batte sich in seiner Abwesenheit auf
die Nächststärkeren einschießen
würde. Die Senatoren Ted Cruz und
Marco Rubio gingen angeschlagen
aus ihr hervor. In Iowa wird am Mon-
tag erstmals abgestimmt. Und Mil-
lionen Konservative haben nun er-
lebt, wie substanziell ihr Kandida-
tenfeld werden kann, wenn man es
nicht mit Spektakel erschlägt. Ob
Trump sich einen Dienst erwiesen
hat, zeigt sich womöglich erst mittel-
fristig.
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Schwieriger Mittelweg
Bei Bundeswehr-Einsätzen gilt der
Parlamentsvorbehalt. Das könnte
bald größere Probleme bereiten.

Von Torsten Henke

Die Bundesrepublik übernimmt in-
ternational mehr Verantwortung.
Auch militärisch. Doch gerade wenn
es darum geht, auf krisenhafte Ent-
wicklungen wie den Vormarsch von
Islamisten in Mali 2014 rasch zu rea-
gieren, stößt die Bundesregierung,
sofern sie zur Entsendung von Sol-
daten bereit ist, bisweilen an forma-
le Grenzen. Denn anders als in vie-
len Partnerländern gibt es hierzu-
lande einen ziemlich eng gefassten
Parlamentsvorbehalt.

Daran, das grundsätzlich zu än-
dern, hat die Koalition zum Glück
nicht gedacht. Da hätten die Abge-
ordneten gewiss auch nicht mitge-
spielt. Sehr wohl aber soll nicht
mehr jeder noch so kleine, ver-

gleichsweise harmlose Einsatz man-
datiert werden müssen. Bestimmte
Ausbildungsmissionen, die Entsen-
dung von Soldaten in Nato- und EU-
Stäbe etwa, die sich in sicherem Um-
feld befinden, soll die Regierung
künftig selbst beschließen können.
Dafür wird das Parlament besser mit
Informationen versorgt.

Es überrascht nicht, dass die Op-
position empört ist, sie wittert wie-
der einmal einen Angriff auf die
Rechte des Parlaments. Und ihre Ar-
gumente sind nicht ganz von der
Hand zu weisen.

Die Bundesregierung sollte die
Bedenken nicht einfach vom Tisch
wischen. Im Zweifelsfalle sollte das
Parlament befragt werden. Auch,
weil sich die Abgeordneten dann für
„ihre“ Truppe verantwortlich füh-
len. Es dürfte nicht immer leicht
werden, den richtigen Mittelweg zu
finden.
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nimmt man die Nachfrage nach Ti-
ckets für unsere Wahlcheck-Veran-
staltungen, dann scheint das Inte-
resse an der Landtagswahl am 13.
März sehr groß zu sein. Nur wenige
Stunden nachdem die Anzeige für
unsere Veranstaltungen veröffent-
licht wurde, waren die Wahl-Foren
mit Winfried Kretschmann und Gui-
do Wolf mit jeweils mehr als 500 Gäs-
ten ausgebucht. Mittlerweile gibt es
auch für den Abend mit Nils Schmid
keine Tickets mehr. Für den Wahl-
check mit Hans-Ulrich Rülke sind
knapp 400 Tickets weg – hier gibt es
noch einige Restkarten.

Teilnahme Wahlforen in dieser
Form veranstaltet die Heilbronner
Stimme seit vielen Jahren. Die Regu-
larien sind nachvollziehbar und klar:
Es werden stets die im jeweiligen
Parlament vertretenen Parteien ein-
geladen. Würde es nach Umfrage-
werten gehen, dann hätte man in frü-
heren Jahren auch die Linkspartei
oder die Piraten einladen müssen.
Und schon in fünf Jahren könnte
sich die Frage dann erneut stellen,
wenn die Konstellation vielleicht
eine ganz andere ist. Natürlich wer-
den wir uns aber dennoch in der Zei-
tung mit der AfD, ihrem Programm
und ihren Kandidaten beschäftigen.

Themenausgaben Gerade was die
Wahlen angeht, wollen wir als Er-
klärzeitung Fakten präsentieren.
Das geschieht derzeit ausführlich
bei allen relevanten Landesthemen
auf unserer Baden-Württemberg-
Seite. Abseits der Wahlen starten
wir unsere Themen-Offensive 2016
am kommenden Freitag mit der
Themenausgabe „Staufalle Berufs-
verkehr“. Das gesamte Stimme-
Team hat sich mit diesem wichtigen
Thema intensiv beschäftigt, in allen
Ressorts und auf vielen Seiten in der
Zeitung sowie ausführlich interaktiv
im Internet bei www.stimme.de so-
wie mit Filmen bei Stimme.tv wid-
men wir uns dieser Problematik, die
fast alle Menschen in der Region
Heilbronn-Hohenlohe betrifft.

Aber jetzt erst einmal viel Lesefreu-
de mit unserer Wochenendausgabe!

Uwe Ralf Heer, Chefredakteur

schaft, und das nicht erst seit dem
Fall der Milchkontingentierung,
und in der Schweinewirtschaft wird
(über)produziert auf Teufel komm
raus und werden im Norden und im
Osten Ställe gebaut, die die Fläche
von ausgewachsenen Gewerbege-
bieten in Anspruch nehmen, mit all
den bekannten negativen Folgewir-
kungen: Geruchsbelästigungen, Ni-
tratbelastung des Grundwassers
und das Tierwohl bleibt ein Fremd-
wort. Der Widerstand der Wohnbe-
völkerung, die ja auch Verbraucher
ist, wächst.

Nischen Und was macht der Bau-
ernverband? Hand in Hand mit der
Politik sehen sie das Heil und die Zu-
kunft unserer Landwirtschaft im
Weltmarkt, treiben die Bauern auf
diesen mörderischen Markt der
Niedrigpreise und verheizen sie
dort sehenden Auges. Und all die Al-
ternativen, die seit Jahren und im-
mer erfolgreicher umgesetzt wer-
den, wie Klasse statt Masse, wie die
Region als Marke, wie die biologi-
sche Landwirtschaft, in der relevant
höhere Erzeugerpreise bezahlt wer-
den, werden als Nischen diskredi-
tiert. Und ein Leuchtturm in der hei-
mischen Landwirtschaft, die Bäuer-
liche Erzeugergemeinschaft Schwä-
bisch Hall, die ihren Bauern im Bio
Bereich das Doppelte auszahlt und
die sich mit ihrem hochwertigen
Fleisch als Partner des Metzger-
handwerks sieht, wird als Splitter-
gruppe nicht ernst genommen.
Wenn der Bauernverband weiter
eine Politik gegen die berechtigten
Ansprüche der Verbraucher und für
die Industrialisierung der Landwirt-
schaft betreibt, mit der Folge, dass
die bäuerliche Landwirtschaft unter
die Räder bekommt, dann kann un-
versehens dieser Verband als Split-
tergruppe enden. Und ich würde
ihm keine Träne nachweinen.

Zu dieser Kolumne
Der ehemalige Grünen-Staatssekretär
Rezzo Schlauch ist einer von fünf Gast-
autoren unserer Zeitung. Wegen der
Landtagswahl unterbrechen wir die Ko-
lumne bis zum 9. April.

Sorge Die gerade zu Ende gegange-
ne Grüne Woche bietet alljährlich
die große Bühne für den Präsiden-
ten des Bauernverbands, die Situati-
on der Landwirtschaft darzustellen.
Davon hat Präsident Rukwied aus-
giebig Gebrauch gemacht: Die Si-
tuation sei besorgniserregend und
prekär, im Jahre 2015 sei ein Ein-
kommensverlust von 35 Prozent zu
verzeichnen und weitere Verluste
von 20 bis 30 Prozent im laufenden
Jahr stehen vor der Tür, heißt, inner-
halb von zwei Jahren eine glatte Hal-
bierung der bäuerlichen Einkom-
men. Besonders hart trifft es die
Milchbauern und die Schweinehal-
ter, das Kilo Schweinefleisch bringt
gerade mal 1,30 Euro und die Milch
pro Liter 26 Cent. Das sind Preise
weit unter den Gestehungskosten,
Preise von denen kein Bauer leben
kann, geschweige denn Investitions-
kosten bestreiten kann. Ja, es ist
traurige Realität, die Wirtschaft
brummt und die Landwirtschaft
liegt am Boden und die Bauern ste-
hen mit dem Rücken zur Wand. Und
der Präsident wäre nicht Präsident,
wenn er nicht die Gründe für die Mi-
sere gleich mitliefern würde:

Marktmacht An vorderster Stelle
der Einfuhrboykott von landwirt-
schaftlichen Produkten von Russ-
land als Antwort auf die Sanktionen
der EU und USA infolge der russi-
schen Aggression gegen die Ukrai-
ne. Selbstverständlich gleich ver-
bunden mit der Forderung nach
Aufhebung der EU-Sanktionen.
Gleich danach die lahmende Kon-
junktur der Schwellenländer, vorne-
dran China und Indien, die zu einem
spürbaren Rückgang der Exporte in
diese Länder geführt hat. Dann die
Marktmacht des Lebensmittelein-
zelhandels und der Discounter, da-
nach die Verbraucher, die nicht be-
reit seien, faire Preise zu bezahlen,
und wenn gar nichts mehr hilft, grü-
ne Landwirtschaftsminister wie Ro-
bert Habeck, der in einer unsägli-

chen Kampagne des dortigen Bau-
ernverbands persönlich für die un-
zureichenden Weltmarktpreise ver-
unglimpft wird.

Opferrolle Die Schuld liegt, und das
ist die Melodie des Bauernverban-
des schon seit Jahrzehnten, überall
anders, die Bauern selbst gefallen
sich in der ewigen Opferrolle, und
der Verband, der immer noch einer
der mächtigsten Lobbyverbände ist
und ähnlich wie der Automobilver-
band seine Forderungen und Wün-
sche bei CDU-geführten Regierun-
gen meist eins zu eins erfüllt be-
kommt, hat damit gar nichts zu tun.
Dabei ist es in jeder Ökonomie eine
Binsenweisheit, dass Überprodukti-
on, die den Markt überschwemmt,
die Preise ins Unendliche fallen
lässt. Und dass Massenproduktion
über den Bedarf im eigenen Land hi-
naus sich aufgrund unserer hoch-
preisigen Kostenstruktur weltweit
nicht rentiert. Und was für die Gü-
terproduktion gilt, gilt noch mehr
für die Landwirtschaft, insbesonde-
re hier im Südwesten, da sie auf-
grund der Produktionsbedingun-
gen nie mit dem amerikanischen
Kontinent oder Russland/Ukraine
und anderen Ländern konkurrieren
kann. Und gerade in der Milchwirt-

Bauern werden verheizt
Politisches Quintett

von Rezzo Schlauch

Zahlreiche Besucher waren auf der Grü-
nen Woche in Berlin unterwegs. Foto: dpa

Zum US-Vorwahlkampf schreibt:

Die Vorstellung, dass ein großmäuli-
ger populistischer Polit-Clown wie
Donald Trump die Geschicke des
mächtigsten Landes der Welt leiten
könnte, ist absurd. Dass einer wie er
im Vorwahlkampf so weit nach vor-
ne kommt, wirft ein düsteres Licht.


